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Entschließung des 19. Ordentlichen Gewerkschaftstages der IG Metall

Hamburg 1999

E 1: Gesellschaftspolitik, allgemeine Gewerkschaftspolitik (Auszüge)

Soziale und ökologische Mindeststandards

Um der Verankerung ökologischer und sozialer Mindeststandards den Weg zu ebnen, unterstützt die IG Metall beispielhaft die Kampagnen „Saubere Kleidung“ und „Erlaßjahr 2000“ mit dem Ziel, die ärmsten Länder zu entschulden sowie Aktionsprogramme, um zu Verhaltensregeln zu kommen. So kann ein sichtbarer Beitrag zu weltweit gerechter Verteilung geleistet werden. (...) In alle internationalen Handelsabkommen müssen Sozialklauseln aufgenommen werden.

Die Verantwortung Europas

Der Europäischen Union kommt besondere Verantwortung zu. (...) In der Welthandelsorganisation und in Welthandelsabkomen müssen beschäftigungspolitische, soziale und ökologische Mindeststandards verankert werden. Der Druck auf die Gewährung von Menschenrechten und Gewerkschaftsfreiheit sowie die Durchsetzung elementarer ILO-Abkommen muss stärker mit der Weltwirtschafts- und Welthandelspolitik verzahnt werden.

Das Zehn-Punkte-Programm 1999 – 2003 (Punkt 7)

Die europäische und internationale Gewerkschaftsarbeit sind auszubauen. (...) Auf internationaler Ebene sollen das gewerkschaftliche Engagement für Menschen- und Gewerkschaftsrechte sowie soziale und ökologische Mindeststandards in internationalen Handelsorganisationen und –verträgen verstärkt werden.

30. IMB-Weltkongress, Australien 2001

IMB-Aktionsprogramm 2002 – 2005 – Zusammenfassung (Punkt 13)
Kernarbeitsnormen

Der IMB hat einen Verhaltenskodex für transnationale Konzerne verfasst und wird sich in allen Unternehmen, in denen Mitgliedsorganisationen Beschäftigte vertreten, für dessen Annahme einsetzen. Die Empfehlungen des Papiers über „Die Auswahl von transnationalen Konzernen für IMB-Aktivitäten“ werden in der Zeit zwischen den beiden nächsten Kongressen umgesetzt. Die Verhandlungen über mindestens ein solches Abkommen in jedem der bedeutenden Metallbereiche müssen in der Zeit zwischen den beiden nächsten Kongressen abgeschlossen sein.

Entwurf des IG Metall-Zukunftsmanifestes, Leipzig 2002

„Offensive 2010, Chancen für eine bessere Zukunft“ (Punkt 77)

Konzerne transnational auszurichten ist eine Triebfeder der Globalisierung und daher ein wichtiger Ansatz, die Globalisierung sozial zu regulieren. Die IG Metall unterstützt den von der UNO initiierten „Global Compact“, damit sich möglichst viele Unternehmen verpflichten, Grundprinzipien aus den Bereichen Menschenrechte, Arbeitsrechte und Umweltschutz einzuhalten. Allerdings reicht dieses Konzept nicht aus. Die IG Metall tritt auch dafür ein, dass auf Unternehmensebene zwischen Geschäftsleitungen und Betriebsräten/Gewerkschaften „Codes of Conduct“, d. h. Verhaltensregeln für soziale und ökologische Mindeststandards, vereinbart werden. Freiwillige Vereinbarungen und Selbstverpflichtungen sind ein wichtiger Schritt, um Menschenrechte und internationale Arbeitsnormen durchzusetzen. Dazu gehört z. B. die Kampagne „Saubere Kleidung“. Auch Verbraucher können durch kritisches Konsumverhalten einen Beitrag zur Verwirklichung von Menschen- und Arbeitnehmerrechten leisten. Freiwillige Vreinbarungen und Aktionen von Verbrauchern können jedoch verbindliche Rechtsvorschriften auf internationaler Ebene auf Dauer nicht ersetzen. Die IG Metall strebt in diesem Jahrzehnt an, in den 25 größten international tätigen Unternehmen ihres Organisationsbereiches derartige Verhaltensregeln umzusetzen.
(Die Unterstreichungen wurden nachträglich vom FB Internationales – Europa hinzugefügt.)

Verhaltenskodizes multinationaler Unternehmen zur 

Einhaltung von Kernarbeitsnormen
1. Der globalen Wirtschaft einen Rahmen setzen

Die Globalisierung der Waren- und Kapitalmärkte schreitet unaufhaltsam voran. Bisher ist es aber nicht gelungen, auch nur ein Minimum an weltweit gültigen sozialen Regeln für Handel und Investitionen durchzusetzen.

Die Erwartungen an eine soziale Agenda für die Welthandelsorganisation (WTO) auf der 4. Ministerkonferenz in Doha (November 2001) haben sich nicht erfüllt. Die Abschlusserklärung wiederholt in der Präambel lediglich die vorherigen unverbindlichen Ergebnisse. Die WTO verweigert die Zusammenarbeit mit der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) und lehnt eine eigenständige soziale Verpflichtung ab.

Wie können wir trotzdem helfen, die Lebens- und Arbeitsbedingungen weltweit zu verbessern?

Die zum Teil menschenunwürdigen Arbeitsplätze in den Entwicklungs- und Schwellenländern knechten nicht nur die Beschäftigten dort. Durch die ungebändigte Globalisierung werden auch in Deutschland Arbeitsplätze gefährdet und wird Druck auf die Arbeitnehmerschaft ausgeübt.

Um der globalen Wirtschaft einen sozialen Rahmen zu setzen, verfolgt die IG Metall – in Abstimmung mit der internationalen Gewerkschaftsbewegung – eine doppelte Strategie:

1.1 Die IG Metall engagiert sich weiterhin für eine gesamtstaatliche soziale Regulierung. Die Regierungen sollen verpflichtet werden, die von der ILO ausgearbeiteten Kernarbeitsnormen in das Vertragswerk der WTO aufzunehmen und umzusetzen.

1.2 Die IG Metall setzt sich dafür ein, dass multinationale Unternehmen sich mittels Verhaltenskodizes dazu verpflichten, die grundlegenden Arbeitnehmerrechte weltweit zu respektieren.

2. Initiative der IG Metall: Verhaltenskodizes der IG Metall über Kernarbeitsnormen durchsetzen

Deutsche Unternehmen im Organisationsbereich der IG Metall mit Auslandsstandorten sollen sich gegenüber der IG Metall oder internationalen Gewerkschaftsbünden vertraglich verpflichten, mindestens die Kernarbeitsnormen des Internationalen Arbeitsamtes (ILO) einzuhalten.

Freiwillige Verhaltenskodizes können im Sinne einer Selbstverpflichtung einen wichtigen Beitrag zur Verwirklichung von Menschenrechten und zur Umsetzung internationaler Arbeitsnormen leisten. Sie können jedoch verbindliche internationale und europäische Rechtsvorschriften nicht ersetzen. Den Regierungen fällt hinsichtlich der Durchsetzung von Arbeitsbestimmungen weiterhin eine Schlüsselrolle zu. Die Ausbreitung von Verhaltenskodizes spiegelt lediglich die Unfähigkeit der Regierungen und internationalen Organisationen wider, Mindestnormen durchzusetzen.

Verhaltenskodizes über Kernarbeitsnormen sind Zusagen bzw. Selbstverpflichtungen von Unternehmen, grundlegende Arbeitnehmerrechte einzuhalten und zu überwachen. Sie sind ein Weg, die Arbeitsbedingungen der betroffenen Belegschaften in den Entwicklungs- und Schwellenländern auf vertraglicher Basis zu verbessern.

Eine weltweite Umsetzung der Kernarbeitsnormen wäre ein wesentlicher Beitrag zur Verbesserung der Situation im Bereich der wirtschaftlichen und sozialen Menschenrechte und damit auch ein Beitrag zur Armutsminderung selbst dann, wenn bei der Verfolgung dieses Ziels nicht mit schnellen und substantiellen Erfolgen gerechnet werden kann. Mittel- bis langfristig werden Verhaltenskodizes Ausstrahlungskraft auf die Arbeitsbedingungen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in den umliegenden Betrieben und auf die nationale und internationale Gesetzgebung haben. Dies wird insbesondere dann der Fall sein, wenn mit einer Vielzahl von multinationalen Konzernen solche Verhaltenskodizes vereinbart wurden.

„Die Wirkung von Kodizes ist um so höher, je mehr Unternehmen diese als Instrument akzeptieren und anwenden, je transparenter der jeweilige Kodex und seine Umsetzung ist und je mehr sie in der Produktionskette eingehalten werden“ 

(Enquêtekommission des Bundestages).

3. Was sind Kernarbeitsnormen?

Zu den Kernarbeitsnormen gehören folgende ILO-Konventionen: Das Verbot von Kinderarbeit, Zwangsarbeit, Diskriminierung aufgrund von Geschlecht, Rasse, Religion  und anderen Gründen sowie das Recht auf Vereinigungsfreiheit und Kollektivverhandlungen. Sie sind Bestandteil der ILO-Erklärung zu den grundlegenden Prinzipien und Rechten am Arbeitsplatz vom 18. Juni 1998.

Diese ILO-Konventionen sollen in jeden Verhaltenskodex einbezogen werden.

(Anlage 1: Die acht Kernübereinkommen der ILO)

Der häufig verwandte Begriff „Mindestsozialstandards“ geht über den Inhalt der Kernarbeitsnormen hinaus, da er auch Forderungen wie Gesundheitsschutz, Arbeitssicherheit, Mindestlöhne und andere umfasst. Der Musterkodex des Internationalen Bundes freier Gewerkschaften (IBFG) von 1997, von dem alle anderen Kodizes der Internationalen Berufssekretariate (IBS) Metall, Textil/Bekleidung, Bau/Holz abgeleitet sind, postuliert darüber hinaus die Zahlung gerechter Löhne, keine übermäßig langen Arbeitszeiten, menschenwürdige Arbeitsbedingungen und ein festes Beschäftigungsverhältnis. 

(Anlage 2: IMB-Modellverhaltenskodex)
Diese zusätzlichen Bestimmungen sind bei jeder Verhandlung anzustreben, jedoch soll unterhalb der Verankerung der Kernarbeitsnormen kein Abschluss getätigt werden.

Der Kodex bezieht sich auf das Mutterunternehmen, sämtliche Niederlassungen und perspektivisch auch auf die Zulieferkette als Idealziel eines Prozesses.

4. Bedeutung der Kernarbeitsnormen für Wirtschaft und Beschäftigung

Laut einer OECD-Studie vom Februar 2001 hat die Umsetzung von Kernarbeitsnormen eine überwiegend positive Auswirkung auf Wirtschaft, Handel und Beschäftigung. 

Wesentliche Ergebnisse sind:

4.1 Kernarbeitsnormen erhöhen tendentiell die Produktivität

4.2 Kernarbeitsnormen steigern die Innovationsfähigkeit

4.3 Kernarbeitsnormen verbessern die Reaktionsfähigkeit auf außenwirtschaftliche Schocks

4.4 Unterdrückung der Kernarbeitsnormen führt längerfristig nicht zu einer Verbesserung von Produktivität und Wettbewerbsfähigkeit

4.5 Länder, in denen die Kernarbeitsnormen respektiert werden, haben in der Regel einen höheren Anteil an ausländischen Direktinvestitionen 

4.6 Anhebung von Arbeitsbedingungen auf einen Mindeststandard führt zu Kostensenkungen, da sowohl Produktivität als auch Produktqualität steigen

4.7 Arbeitnehmer, die fair behandelt werden, sind produktiver und bleiben dem Unternehmen treu

4.8 Einhaltung von Kernarbeitsnormen verbessern das Image des Unternehmens.

5. Essentials von Verhaltenskodizes und Vorgehensweise

Verhaltenskodizes sollen von den Gewerkschaften bzw. Arbeitnehmervertretungen mit der Unternehmensleitung vereinbart werden. Ihr Geltungsbereich sind alle Einrichtungen des Unternehmens weltweit.

Wesentliche Inhalte sind:

5.1 Die ILO-Konventionen, die Bestandteil der ILO-Erklärung vom 18. Juni 1998 sind. Unterhalb der Einbeziehung dieser Kernarbeitsnormen soll kein Abschluss erfolgen.

5.2 Zusätzliche Bestimmungen wie vom IBFG und den IBS vorgeschlagen, sollen angestrebt werden.

5.3 Die Verpflichtung des Unternehmens, seine Lieferanten zur Beachtung des Kodex zu drängen mit dem Ziel, die Zulieferkette einzubeziehen.

5.4 Die Überwachung bzw. Verifizierung der Kodexbestimmungen muss gemeinsam durch Vertreter der Unternehmensleitung und der Arbeitnehmervertretung bzw. der Gewerkschaften erfolgen.

Arbeitnehmervertretung und Gewerkschaften im Herkunftsland des Unternehmens spielen bei der Aushandlung des Verhaltenskodex eine koordinierende Rolle. Besteht ein Weltausschuss (WBR), so werden die Mitglieder dieses Gremiums in diese Verhandlungen einbezogen. Insbesondere gut funktionierende Europäische Betriebsräte (EBRs) bieten einen strategischen Ansatz, um zu Verhaltenskodizes zu kommen. Die IBS sind nach Möglichkeit in die Verhandlungen einzubeziehen, mindestens jedoch regelmäßig über den Fortgang der Verhandlungen zu informieren.

Vor Abschluss der Vereinbarung werden alle betroffenen Gewerkschaften und Arbeitnehmervertretungen konsultiert, da die Vereinbarung auch in ihrem Land gelten würde. Dies kann über die IBS geschehen.

Um den globalen Charakter der Vereinbarung zu unterstreichen, ist anzustreben, dass entweder ein Arbeitnehmervertreter von außerhalb des Herkunftslandes oder ein Vertreter des zuständigen IBS die Vereinbarung mit unterzeichnet.

Für die Umsetzung des Verhaltenskodex ist es wichtig, dass die betroffenen Arbeitnehmer über seine Existenz informiert werden. Eine Übersetzung in die verschiedenen Landessprachen, seine Aushängung bzw. Verteilung in den Betrieben sowie eine umfassende und verständliche Erläuterung des Kodex für die Beschäftigten ist demnach erforderlich und vom Unternehmen nachzuweisen.

6. Umsetzung und Kontrolle von Verhaltenskodizes

Verhaltenskodizes können nur dann Glaubwürdigkeit beanspruchen, wenn Kontrolle und Verifizierung von einer unabhängigen Institution und/oder eingebunden in geeignete Managementsysteme nach festgelegten Kriterien erfolgen. 

Die Kontrolle von Verhaltenskodizes muss:

6.1 objektiv sein: mit klar definierten Prüfkriterien und festgelegten Prüfverfahren durchgeführt werden

6.2 partizipativ sein: unter Beteiligung der betrieblichen Interessenvertretungen und ihrer Gewerkschaften sowie Nichtregierungsorganisationen aus Nord und Süd erfolgen

6.3 transparent sein: mit der Verpflichtung verbunden sein, Rechenschaft abzulegen gegenüber den Arbeitnehmern/-innen, Konsumenten/-innen und der Öffentlichkeit.

In diesem Zusammenhang begrüßen die Gewerkschaften zwar die Initiative von UN-Generalsekretär Kofi Annan von 1999, einen „Global Compact“ zu schaffen. Die Schwäche des Global Compact liegt aber darin, kein verbindlicher und überprüfbarer Verhaltenskodex zu sein, auch wenn darüber nachgedacht wird, dass multinationale Konzerne sich gegenüber einem Expertengremium des UN-Wirtschafts- und -sozialrates (ECOSOC) über die Einhaltung eingegangener Verpflichtungen zu rechtfertigen haben.

(Anlage 3: Global Compact, die neun Prinzipien)
Freiwilligkeit bedeutet weder Beliebigkeit noch Unverbindlichkeit:

Während Unternehmen die eigenen Kontrollen bevorzugen, wollen insbesondere die Nichtregierungsorganisationen (NGOs) diese  durch spezielle unabhängige Institutionen (externe Kontrolle) gewährleistet sehen.

Den Gewerkschaften dagegen geht es nicht darum, selbst komplexe Überwachungssysteme zu entwickeln. Das Prüfverfahren kann nach vorgegebenen Kriterien auch von unabhängigen Prüfinstitutionen oder internen Abteilungen des Unternehmens durchgeführt werden (z. B. SA 8000). Eine Einbindung in das Managementsystem des Unternehmens (s. Faber Castell])
 wird z. Zt. in einem Pilotprojekt erprobt. Arbeitnehmervertreter müssen dabei das Recht haben, Beschwerden den beteiligten Parteien vorzubringen und gemeinsam mit dem Management Verbesserungsmaßnahmen zu beraten und durchzusetzen.

Ein entscheidender Konfliktpunkt zwischen Unternehmensleitung und Gewerkschaften ist die Frage des Grades der Verbindlichkeit und der Ausgestaltung der Überprüfung. Leitgedanke muss hier das gemeinsame Verständnis von Unternehmensleitung und Arbeitnehmervertretern sein, die Vereinbarung mit Leben zu erfüllen, als Unternehmensleitlinie zu praktizieren und dabei einen Lernprozess, der durchaus mehrere Jahre umfassen kann, zu akzeptieren.

7. Methodik

Ein Arbeitskreis unter Federführung des FB Internationales / Europa, in enger Zusammenarbeit mit dem EBR-Team und unter Mitwirkung der FB Gesellschaftspolitik, Justitiariat, Wirtschaft – Technologie – Umwelt, Sozialpolitik, Betriebs- und Mitbestimmungspolitik, Frauen und Gleichstellungspolitik, des Ressort Textil / Bekleidung sowie des FB Handwerk / Betriebspolitik KMU, begleitet, lenkt und initiiert die Arbeiten betreffend Vereinbarung und Umsetzung von Verhaltenskodizes. Dies beinhaltet u.a.:

7.1 die Auflistung der deutschen Unternehmen aus dem Organisationsbereich der IG Metall mit Niederlassungen / Produktionsstätten in Entwicklungs- und Schwellenländern – hierzu können auch EBR-pflichtige Unternehmen aus dem Ausland gehören, in denen die IG Metall die Betreuerfunktion übernommen hat 

7.2 die Sensibilisierung der betroffenen KBR- / EBR-Betreuer und -Vorsitzenden, der Aufsichtsratsmitglieder der Arbeitnehmerbank und der Arbeitsdirektoren in Absprache mit den Verwaltungsstellen / Bezirken

7.3 die Einbeziehung der IBS und die mögliche Zusammenarbeit mit NGOs 

7.4 die (Fortführung bei der) Erstellung griffiger Dokumentations- und Schulungsmaterialien

7.5 die Schulung von Betriebsräten, die Durchführung von Seminaren und Evaluierungsworkshops

7.6 die ständige Information über die aktuelle Entwicklung der Implementierung von Verhaltenskodizes in multinationalen Unternehmen, u.a. Runder Tisch „Verhaltenskodizes“ beim BMZ.











Anlage 1
Die grundlegenden Arbeitsnormen: die acht Kernarbeitsnormen der ILO
Koalitionsfreiheit und tatsächliche Anerkennung des Rechts auf Tarifverhandlungen:

· Übereinkommen Nr. 87 über die Vereinigungsfreiheit und den Schutz des Vereinigungsrechts, 1948 – von 137 Ländern ratifiziert

· Übereinkommen Nr. 98 über Vereinigungsrecht und das Recht auf Kollektivverhandlungen, 1949 – von 149 Ländern ratifiziert
Abschaffung aller Formen von Zwangsarbeit:
· Übereinkommen Nr. 29 über Zwangsarbeit, 1930 – von 158 Ländern ratifiziert

· Übereinkommen Nr. 105 über die Abschaffung der Zwangsarbeit, 1957 – von 156 Ländern ratifiziert

Tatsächliche Abschaffung der Kinderarbeit
· Übereinkommen Nr. 138 über das Mindestalter, 1973 – von 111 Ländern ratifiziert

· Übereinkommen Nr. 182 über die schlimmsten Formen von Kinderarbeit, 1999 – von 87 Ländern ratifiziert

Abschaffung der Diskriminierung am Arbeitsplatz
· Übereinkommen Nr. 100 über die Gleichheit des Entgelts, 1951 – von 153 Ländern ratifiziert

· Übereinkommen Nr. 111 über Diskriminierung (Beschäftigung und Beruf), 1958 – von 151 ratifiziert











Anlage 2
IMB-MODELLVERHALTENSKODEX 

PRÄAMBEL

1. Die wirtschaftliche Globalisierung senkt die Schranken für die Bewegung von Gütern, Dienstleistungen und Kapital und ermöglicht es transnationalen Konzernen, globale Produktions- und Vertriebsnetze zu schaffen. Unternehmen streben danach, ihren Investoren eine Rendite zu verschaffen, doch mit dieser grundlegenden Aufgabe geht eine soziale Verantwortung einher: das Wohl der Gesellschaften zu fördern, in denen die Unternehmen sich niederlassen.

2. Ein Mindesterfordernis für die Erfüllung dieser Aufgaben ist der Schutz der Umwelt, die Beachtung der wichtigsten Arbeitsnormen der Internationalen Arbeitsorganisation und angemessene Vergütung und Arbeitsbedingungen für die Beschäftigten von [Unternehmen].

3. [Unternehmen] erkennt an, daß es gegenüber den Beschäftigten für die Bedingungen verantwortlich ist, zu denen es Güter erzeugt oder Dienstleistungen erbringt, und daß sich diese Verantwortung auf alle Arbeitnehmer erstreckt, die für [Unternehmen] Güter erzeugen oder Dienstleistungen erbringen, ungeachtet dessen, ob sie Beschäftigte von [Unternehmen] sind.

4. [Unternehmen] verlangt von seinen Auftragnehmern und deren Unterlieferanten, Hauptlieferanten und Lizenznehmern (Lizenzinhabern), daß sie die Bedingungen und Normen des folgenden Kodexes beachten, wenn sie Güter oder Teile von Gütern von [Unternehmen] herstellen oder vertreiben. [Unternehmen] wird, bevor es Hauptlieferanten Aufträge erteilt, mit Auftragnehmern und Unterlieferanten Verträge abschließt oder Lizenzen vergibt, feststellen, ob die Bestimmungen dieses Kodexes eingehalten werden. [Unternehmen] wird seinen Einfluß nutzen, um zu gewährleisten, daß seine Auftragnehmer und Unterlieferanten mit ihrer (ihren) jeweiligen Gewerkschaft(en) ähnliche Verhaltenskodexe unterzeichnen.

BEGRIFFSBESTIMMUNGEN

5. Im Sinne dieses Kodexes bedeutet der Begriff Auftragnehmer jede natürliche oder juristische Person, die mit [Unternehmen] Verträge über die Verrichtung von Arbeit oder die Erbringung von Dienstleistungen abschließt. Der Begriff "Unterlieferant" bedeutet jede natürliche oder juristische Person, die mit einem Auftragnehmer wie oben definiert zum Zwecke der Verrichtung von Arbeit oder der Erbringung von Dienstleistungen, die mit einem Vertrag mit [Unternehmen] in Zusammenhang stehen oder Teil eines solchen Vertrages sind, einen Vertrag abschließt. Der Begriff Hauptlieferant bedeutet jede natürliche oder juristische Person, die [Unternehmen] mit Material oder Bestandteilen versorgt, die bei den von [Unternehmen] verkauften Fertigprodukten verwendet werden. 

Der Begriff "Lizenznehmer" und "Lizenzinhaber" bedeutet jede natürliche oder juristische Person, die im Rahmen einer Vertragsvereinbarung mit (Name des Unternehmens) den Namen von (Name des Unternehmens) oder seine anerkannten Markennamen oder Logos für irgendwelche Zwecke verwendet.

Im folgenden Text bezieht sich der Begriff Auftragnehmer auf alle Auftragnehmer und ihre Unterlieferanten, Hauptlieferanten und Lizenznehmer (Lizenzinhaber).

BESTIMMUNGEN

6. [Unternehmen] und sein(e) Auftragnehmer, der (die) an der Herstellung und/oder dem Vertrieb von Produkten von [Unternehmen] beteiligt ist (sind), gewährleisten Folgendes:

Die Beschäftigung ist frei gewählt 

Zwangs- oder Pflichtarbeit, einschließlich Schuldknechtschaft oder unfreiwillige Häftlingsarbeit, ist untersagt (IAO-Übereinkommen Nr. 29 und 105). Von Beschäftigten wird nicht verlangt, daß sie "Wertsachen" oder Ausweispapiere bei ihrem Arbeitgeber hinterlegen; das gilt auch für Arbeitskräftevermittlungsfirmen, die [Unternehmen] mit Arbeitskräften versorgen.

Keine Diskriminierung oder Einschüchterung bei der Beschäftigung

Chancengleichheit und Gleichbehandlung ungeachtet von Rasse, Hautfarbe, Geschlecht, Religion, politischer Meinung, Staatsangehörigkeit, sexueller Ausrichtung, sozialer Herkunft oder sonstigen unterscheidenden Eigenschaften wird gewährleistet (IAO-Übereinkommen 100 und 111).

Physischer und psychologischer Mißbrauch und dessen Androhung sowie die Einschüchterung durch den Arbeitgeber sind streng untersagt.

Keine Kinderarbeit

Kinderarbeit ist untersagt. Die in IAO-Übereinkommen 138 über das Mindestalter für die Zulassung zur Beschäftigung oder in innerstaatlichen Bestimmungen - was immer höhere Normen festlegt - festgelegten Regeln werden beachtet. Unternehmen leisten finanzielle Hilfe, um Ausbildungsmöglichkeiten für alle zu gewährleisten, die die Arbeitsstelle von Kindern übernehmen. Ein Kindarbeiter sollte, wenn seine Tätigkeit bei [Unternehmen] oder dessen Lieferanten festgestellt wird, wenn immer möglich durch jemanden aus seiner Familie ersetzt werden, um das Familieneinkommen zu sichern.

Vereinigungsfreiheit und das Recht zu Kollektivverhandlungen werden geachtet

Das Recht aller Arbeitnehmer, Gewerkschaften zu bilden und ihnen beizutreten und Kollektivverhandlungen zu führen, wird anerkannt (IAO-Übereinkommen 87 und 98). Arbeitnehmervertreter sind gegen jede Benachteiligung geschützt, und ihnen sollte Zugang zu allen Arbeitsstätten gewährt werden, wenn dies erforderlich ist, um ihnen die Ausübung ihrer Vertretungsfunktionen zu ermöglichen (IAO-Übereinkommen 135 und Empfehlung 143).

Das Unternehmen nimmt eine positive Einstellung zu den Aktivitäten von Gewerkschaften und eine offene Haltung gegenüber ihren organisatorischen Aktivitäten ein. Bei Konflikten zwischen Arbeitnehmern und Management wird [Unternehmen] keine neuen Arbeitnehmer anstelle der an dem Konflikt beteiligten einstellen.

Angemessene Vergütung

Vergütungen und Leistungen, die für eine normale Arbeitswoche gezahlt werden, entsprechen mindestens den gesetzlichen Mindestnormen und den Mindestnormen der Industrie und reichen aus, um den Grundbedarf von Arbeitnehmern und ihren Familien zu decken und ihnen ein darüber hinausreichendes Einkommen zu sichern.

Keine übermäßig langen Arbeitszeiten

Die Arbeitszeit, auch die Zahl der Überstunden, muß reguliert werden, um zu gewährleisten, daß die Gesundheit des Arbeitnehmers und andere Aspekte des produktiven Lebens nicht beeinträchtigt werden. An gewerkschaftlich organisierten Arbeitsstätten müssen Dauer und Bedingungen der Überstunden in Tarifverträgen festgelegt werden, und an gewerkschaftlich nicht organisierten Arbeitsstätten müssen Überstunden freiwillig sein. Übermäßig viele  Überstunden lassen sich nicht rechtfertigen und müssen abgeschafft werden. Überstunden sind kein Ersatz für eine unzureichende reguläre Vergütung.

Arbeitsbedingungen sind annehmbar

Es wird für eine sichere und hygienische Arbeitsumwelt gesorgt, und bester Arbeitsschutz wird gefördert unter Berücksichtigung der vorhandenen Kenntnisse von der Industrie und von allen besonderen Gefahren. 

DURCHFÜHRUNG

7. Die Beschäftigten von [Unternehmen] werden mündlich und schriftlich über alle Bestimmungen dieses Kodexes unterrichtet.

8. [Unternehmen] verlangt von seinem (seinen) Auftragnehmer(n), diesen Kodex zu unterstützen und an seiner Durchführung und Überwachung mitzuarbeiten, indem er (sie) der unten beschriebenen Überwachungsgruppe unbegrenzten Zugang zu seinen (ihren) Einrichtungen gewährt (geben) und der Gruppe rechtzeitig alle relevanten Informationen zur Verfügung stellt (stellen).

9. Auftragnehmer, die eine oder mehrere Bestimmungen des Kodexes verletzen, ergreifen die notwendigen Maßnahmen zur Einhaltung des Kodexes; im Falle der Unterlassung verlieren sie das Recht, Güter für [Unternehmen] zu erzeugen oder deren Produktion zu organisieren.

10. Fragen zur Auslegung der Bestimmungen des Kodexes werden gemäß der in der Überwachungsvereinbarung dargelegten Verfahrensweise gelöst.

11. Die Bestimmungen dieses Kodexes bilden nur Mindestnormen. [Unternehmen] beabsichtigt nicht, diese Mindestnormen und -bedingungen als Höchstnormen oder als die einzigen von [Unternehmen] zugelassenen Bedingungen oder als Grundlage für alle Ansprüche, welche Beschäftigungsnormen oder -bedingungen gewährt werden sollten, zu verwenden, wird diese nicht als solche verwenden und wird seinem (seinen) Auftragnehmer(n) nicht gestatten, diese als solche zu verwenden.

12. Grundsätze der Durchführung der Überwachung:

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 10 \h
Es ist eine Überwachungsgruppe einzurichten, die aus einer gleichen Anzahl von Führungskräften von [Unternehmen] und von Gewerkschaftsvertretern besteht.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 10 \h
Im Falle eines Konflikts wird sich die IAO oder eine neutrale Partei, auf die sich die Führungskräfte von [Unternehmen] und die Gewerkschaftsseite geeinigt haben, um Schlichtung bemühen.

SONDZEICHEN 183 \f "Symbol" \s 10 \h
[Unternehmen] trägt die Kosten aller Überwachungstätigkeiten. 











Anlage 3
Global Compact: Die neun Prinzipien

Der UN-Generalsekretär befragt globale Wirtschaftsunternehmen zu den Themen:

Menschenrechte

1. Unterstützung und Beachtung des Schutzes der internationalen Menschenrechte innerhalb ihres Einflussbereiches

2. Gewährleistung, dass die eigenen Gesellschaften nicht zu Mittätern bei Menschenrechtsverletzungen werden.

Arbeitsnormen

3. Unterstützung der Koalitionsfreiheit und der effektiven Anerkennung des Rechts auf Tarifverhandlungen

4. Unterstützung der Beseitigung aller Formen von Zwangs- oder Pflichtarbeit

5. Unterstützung der effektiven Abschaffung der Kinderarbeit

6. Unterstützung der Beseitigung von Diskriminierung am Arbeitsplatz.

Umwelt

7. Unterstützung eines vorbeugenden Konzepts im Hinblick auf Umweltherausforderungen

8. Initiativen zur Förderung von mehr Umweltverantwortung

9. Förderung der Entwicklung und Verbreitung umweltfreundlicher Technologien.

Materialien

1. Soziale Gestaltung der Weltwirtschaft, Welthandel (1), Die Milleniumsrunde der WTO; WTU, Margit Köppen, 13. April 2000

2. Soziale Gestaltung der Weltwirtschaft, Welthandel (2), Vor der 4. Ministerkonferenz der WTO; WTU, Margit Köppen, November 2001

3. Weltweit gegen Sozialdumping, Für Sozialklauseln; IGM, Christiane Wilke, Klaus Priegnitz, April 1999

4. Weltweit gegen Sozialdumping, Für Verhaltenskodizes; IGM, DGB-Bildungswerk, FES, Christiane Wilke, Klaus Priegnitz, Juli 2001

5. Internationale Solidarität in einer globalen Welt; Workshop, Verhaltenskodizes in multinationalen Unternehmen, 6. Dezember 2001 in Frankfurt/M.; IGM, DGB-Bildungswerk, HBS, Klaus Priegnitz und Rolf Femulla, März 2002

6. Mitbestimmung: Global Player in der Verantwortung; HBS, Januar/Februar 2002

7. Globalisierung im Focus; DGB, DGB-Bildungswerk, Ortrun Gauper, Werner Österheld, Mai 2002

8. Schlussbericht der Enquêtekommission des Deutschen Bundestages „Globalisierung der Weltwirtschaft – Herausforderungen und Antworten“, 12.6.2002 (S. 181 ff.)

� Vgl.: Die aktuelle Diskussion in der EU über die soziale Verantwortung der Unternehmen (Mitteilung der Kommission vom 2.7.2002), die Überarbeitung der OECD-Richtlinie für multinationale Unternehmen (2000) bzw. die Arbeit des Runden Tisches „Verhaltenskodizes“ beim Bundesminsterium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ), dargestellt im Schlussbericht der Enquêtekommission des Deutschen Bundestages „Globalisierung der Weltwirtschaft – Herausforderungen und Antworten (12.6.2002, S. 181ff.)


     


� Vgl. Pilotprojekte der Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit (GTZ) im Rahmen des Public-Private-Partnership-Programms (PPP).


� Begriffsdefinitionen (Monitoring, Verification etc.) siehe Schlussbericht der Enquêtekommission „Globalisierung der Weltwirtschaft des Deutschen Bundestages, S. 179 – 181, 12.6.2002 (Anlage 4)


1 Die Zahlen spiegeln den Stand der Ratifikationen zum 12. Juli 2001 wider. Die ILO hat 175 Mitgliedsstaaten.





Die herrschende Lehrmeinung gilt, dass wenn die überwiegende Mehrzahl der Mitgliedsstaaten Partner einer Konvention sind, diese zur Grundlage der Staatenpraxis und damit des Völkergewohnheitsrechts werden kann. 
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